
Urteil oder Beschluß bei offensichtlich unbegründetem Rechtsmittel?
Von HANS RANKE, Präsident des Kammergerichts,

Während § 219 StPO die erstinstanzliche gerichtliche 
Entscheidung über Freispruch, Verurteilung oder eine 
Maßnahme der Sicherung nur durch Urteil zuläßt, ist 
im Rechtsmittelverfahren nach § 284 StPO die Ent­
scheidung über die Sache durch Beschluß statt 
durch Urteil möglich, nämlich die Entscheidung 
über eine offensichtlich unbegründete Berufung (nicht 
Protest). Nach der gleichen Vorschrift erfolgt die 
Verwerfung eines wegen Frist- oder Formmangels un­
zulässigen Rechtsmittels (Berufung und Protest) durch 
Beschluß. Diese verschiedenartige prozessuale Regelung 
lenkt unsere Aufmerksamkeit sowohl auf einige Fragen 
der Theorie des Strafprozesses als auch auf die Erfah­
rungen der Prozeßpraxis während der nunmehr vier 
Jahre seit Inkrafttreten der neuen Strafprozeßordnun'g. 
Wir müsesn die Frage prüfen, ob diese Regelung der 
Forderung nach maximaler Gewährleistung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit im Strafverfahren entspricht 
und daher de lege ferenda beibehalten werden soll.

Zunächst einige Vorbemerkungen: Die prozessuale 
Form der Beschlußverwerfung ist dem deutschen Straf­
prozeß seit langem bekannt. In der StPO von 1877 galt 
sie für das Revisionsverfahren nach § 349 Abs. 1 Satz 1. 
Sie wurde mit dem sog. Entlastungsgesetz 1922 zu­
nächst für das Reichsgericht und mit der sog. NotVO
v. 1931 auch für die Oberlandesgerichte zugelassen. 
Für das Berufungsverfahren existierte eine solche Vor­
schrift nicht und es war lediglich die Beschlußverwerfung 
für die unzulässige Berufung zugelassen (§§ 319, 322). 
Da das Revisionsverfahren nur auf eine Verletzung des 
Gesetzes gestützt werden konnte, nicht aber die Tat­
frage betraf, bezog sich die Beschlußverwerfung hier 
auf Entscheidungen in „reinen Rechtsfragen“. Da jedoch 
über die Rüge einer Rechtsverletzung nach §§ 244 bis 
246 (Beweisaufnahme) nicht selten eine Überprüfung 
der Vollständigkeit und der Richtigkeit der Tatsachen­
feststellungen durch das Revisionsgericht verlangt 
wurde, konnte die Verwerfung der Revision im Be­
schlußwege auf diesem Umweg auch Tatfragen be­
treffen.

Die Zulassung der Beschlußform für bestimmte Ent­
scheidungen in dem neuen Rechtsmittelverfahren der 
Strafprozeßordnung von 1952, das einen ganz anderen 
prozessualen Charakter hat und in der kritischen Über­
prüfung in vollem Umfange (Tatfrage, Rechtsfrage und 
Frage des Strafmaßes) besteht (§ 280 StPO), beruhte auf 
der Überlegung, daß es einer Hauptverhandlung in den 
Fällen nicht bedarf, in denen die Berufung ein ohne 
jeden Zweifel erkennbar von tatsächlichen und recht­
lichen Mängeln freies Urteil betrifft und die öffentliche 
Gerichtsverhandlung mit ihrer erzieherischen Aufgabe 
überflüssig erscheint.

Daß über ein wegen Frist- und Formmangels unzu­
lässiges Rechtsmittel ohne Hauptverhandlung im Be­
schlußwege entschieden wird, ist nach wie vor gerecht­
fertigt, weil hier der Gedanke der erzieherischen Rolle 
der Gerichtsverhandlung nicht in gleichem Maße durch­
greift; ein Eingehen auf die Sadie selbst ist in einem 
solchen Falle ja weder möglich noch notwendig. Andere 
Erwägungen muß man jedoch hinsichtlich der Frage an­
stellen, ob eine die Sache selbst betreffende Entschei­
dung über das Begründetsein des Rechtsmittels durch 
Beschluß und ohne gerichtliche Verhandlung richtig ist.

Man muß bei der Prüfung dieser Frage von folgen­
den Überlegungen ausgehen: Im System des Strafpro­
zeßrechts der DDR erfolgt der die Sache entscheidende 
Gerichtsspruch grundsätzlich durch richterliches Ur­
t e i l  (§ 219 Abs. 1 StPO). In dieser prozessualen Form 
der gerichtlichen Entscheidung kommen mehrere Prin­
zipien des sozialistischen Strafprozesses zum Ausdruck, 
insbesondere das der Öffentlichkeit, der Mündlichkeit, 
der streitigen Verhandlung (Parteiprinzip). Denn: Ur­
teile ergehen auf Grund einer gerichtlichen Verhand­
lung; nur was Gegenstand der Gerichtsverhandlung 
war, kann Inhalt des Urteils werden. Die Urteile selbst 
werden öffentlich verkündet. Sowohl die erzieherisch 
überzeugende Funktion als auch die staatliche Autorität 
eines Richterspruches finden gerade im Urteil ihren 
besonderen Ausdruck.
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Der gerichtliche B e s c h l u ß  dagegen bezieht sich 
auf solche Entscheidungen, die nicht Sachentscheidun­
gen, wie sie das Urteil betrifft, zum Inhalt haben. Aller­
dings haben auch gerichtliche Beschlüsse eine die Sache 
betreffende, sie zum Teil endgültig, zum Teil vorläufig 
abschließende Bedeutung, wie z. B. die nach § 226 StPO 
und § 153 der StPO von 18771). Das Charakteristische 
des Beschlußverfahrens besteht darin, daß es kein 
öffentliches und mündliches Verfahren, keine Haupt­
verhandlung voraussetzt. Die Prinzipien der Öffentlich­
keit und Mündlichkeit, sowie das Parteiprinzip1 2) wer­
den daher in diesem Verfahren nur bedingt wirksam. 
Das ist auch gerechtfertigt und entspricht der prozes­
sualen Natur der Verfahrensfragen und Verfahrenab­
schnitte, die durch Beschluß vom Gericht entschieden 
werden (vgl. die oben genannten Beispiele; ferner 
§§ 296, 300 StPO).

Der Beschluß nach § 284 StPO ist jedoch, wie sich 
schon aus den einleitenden Bemerkungen ergibt, inhalt­
lich und prosessual von ganz anderer Bedeutung, weil 
er mit der Entscheidung über das offensichtlich unbe­
gründete Rechtsmittel die Sache selbst ebenso entschei­
det, als ob unmittelbar auf Freispruch oder Verurteilung 
.erkannt wurde. Das spricht gegen die Wahl der Be­
schlußform und des Beschlußverfahrens. Die die Sache 
selbst abschließenden gerichtlichen Entscheidungen 
sollen aus Gründen des vollen Wirksamwerdens der er­
zieherisch-überzeugenden Funktion des Gerichtsverfah­
rens (§ 2 Abs. 2 GVG, § 2 StPO) nur auf Grund einer 
Hauptverhandlung ergehen. Anders kann der in den 
Prinzipien der Öffentlichkeit, der Mündlichkeit und des 
Streitverfahrens zum Ausdruck kommende demokra­
tische Grundzug unseres Prozeßrechts nicht voll zur 
Geltung kommen. Dies ist m. E. der wesentliche Ein­
wand gegen das Beschlußverfahren bei offensichtlich 
unbegründetem Rechtsmittel. Weniger scheint mir ge­
gen seine Eignung der Hinweis auf die Gefahr mangeln­
der Gründlichkeit des Beschlußverfahrens und die Ge­
fahr inhaltlich nicht genügend vorbereiteter Entschei­
dungen zu sprechen. Schon M ö b i u s  u n d  S c h i l d e 3 )  
haben darauf hingewiesen, daß die Beschlußverwerfung 
eine ebenso sorgfältige und gründliche Überprüfung 
erfordert, wie dies bei einer Entscheidung in der Haupt­
verhandlung erforderlich ist. Übereinstimmung in 
Theorie und Praxis besteht im übrigen darüber, daß 
von der in § 294 StPO gegebenen Möglichkeit nur dann 
Gebrauch gemacht werden darf, wenn die Unbegründet­
heit außer Zweifel steht und dies offen auf der Hand 
liegt.

Die Praxis der Gerichte bei der Anwendung des § 284 
StPO zeigt, daß die durch das Merkmal der Offensicht­
lichkeit der Wahl des Beschlußverfahrens gezogene 
Grenze nicht immer richtig beachtet worden ist und daß 
auch nicht genügend berücksichtigt wurde, daß die 
Rechtsmittelentscheidung auf Grund einer mündlichen 
Hauptverhandlung mit Protokollüberprüfung und Vor­
trag der Parteien (§ 289 StPO) doch eine wesentlich 
tiefer in die Sache eindringende und sich mit allen 
Fragen kritischer auseinandersetzende Prüfung und Be­
urteilung bedeutet. Das demokratische und kritische 
Element des Parteiprinzips und der streitigen Haupt­
verhandlung hebt die Prüfung der Sache natürlich auf 
eine qualitativ höhere prozessuale und damit an den 
Inhalt der Sache gründlicher herankommende Ebene.

1) Einen die Sachentscheidung vorbereitenden oder prozeß­
leitenden Charakter haben z. B. die Beschlüsse nach §§ 202, 
201 Abs. 5, 207 ft., ferner die Beschlüsse nach § 174. Eine be­
sondere prozessuale Bedeutung hat die Entscheidung über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens nach §§ 175, 176, 177; sie hat 
die Überprüfung des Ergebnisses des Ermittlungsverfahrens 
und des Inhalts der Anklageschrift sowie die Entscheidung 
darüber zum Gegenstand, ob hinreichender Tatverdacht be­
gründet ist und deshalb der Angeklagte vor Gericht gestellt 
werden muß. Gern. §§ 177, 220 hat der Eröffnungsbeschluß 
einen den Prozeßgegenstand bestimmenden Inhalt; er kann 
durch Beschlüsse gern. §§ 216, 217 während der Hauptverhand­
lung eine Erweiterung erfahren. Einen prozessual besonderen 
Charakter haben auch die Beschlüsse nach §§ 316, 347, die nach 
rechtskräftigem Abschluß der Sache eine gerichtliche Tätigkeit 
im Stadium der Strafvollstreckung betreffen.

2) Hiermit steht nicht im Widerspruch, daß zahlreiche Be­
schlüsse, wie z. B. nach §§ 202, 207 ff., 216, 217, während der 
Hauptverhandlung ergehen.

3) vgl. NJ 1954 S. 471 und „Fragen des Strafprozeßrechts der 
DDR“, Berlin 1954, S. 65.
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